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J. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der Abteilungsdirigent, Wirklicher Ge⸗ 
heimer Oberregierungsrat und vortragender 
Rat im Miniſterium für Handel und Ge⸗ 
werbe Frick iſt zum Miniſterialdirektor im 
gleichen Miniſterium ernannt worden; ihm 
iſt die Stelle eines preußiſchen ſtellvertretenden 
Bevollmächtigten zum Reichsrat im Haupt⸗ 
amt übertragen worden. 


Der 


teilung für allgemeine Verwaltungsangelegen⸗ 
heiten im Miniſterium beauftragt worden. 


Der Gewerbeaſſeſſor Meinecke in 
Spandau iſt zum 1. Juli d. Js. nach Pots⸗ 
dam verſetzt und mit der Unterſtützung des 
Regierungs⸗ und Gewerberats dortſelbſt be- 
auftragt worden. 


Geheime Oberregierungsrat und 


vortragende Rat im Miniſterium für Handel 


und Gewerbe Gerbaulet iſt mit der Wahr- 
nehmung von Dirigentengeſchäften der Ab⸗ 


Der Hilfslehrer Dipl.⸗Ing. Schultzen⸗ 
ſtein in Neukölln iſt zum Baugewerkſchul⸗ 


oberlehrer ernannt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Wiederbeſchäftigung von Wartegeldempfängern. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 5. Juni 1920. 

Zwecks Behebung entſtandener Zweifel wird darauf hingewieſen, daß bei Wieder⸗ 
anſtellung oder Beſchäftigung von Wartegeldempfängern — nach der Verordnung vom 
26. Februar 1919 (GS. S. 33) — im Reichs⸗ oder Staatsdienſt ſämtliche Dienſtbezüge 
der neuen Stelle von dieſer zu zahlen ſind, während für die Zeit der Wiederanſtellung 
oder Beſchäftigung das Recht auf den Bezug des Wartegeldes entweder gemäß § 9 der 
genannten Verordnung aufhört oder gemäß § 10 ruht. 
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Für die zu gewährende Kriegsbeihilfe find zunächſt die Grundbeträge desjenigen 
Ortes maßgebend, an dem der Wartegeldempfänger wohnt. Iſt er aber im Reichs⸗ oder 
Staatsdienſt wieder beſchäftigt, ſo ſteht ihm die Kriegsteuerungszulage des Beſchäftigungs⸗ 
orts zu. N 

Werden Wartegeldempfänger im Reichs- oder Staatsdienſt wieder angeſtellt oder be⸗ 
ſchäftigt, ſo iſt hiervon wegen Kürzung bzw. Ruhens des Wartegeldes von der den Warte⸗ 
geldempfänger einſtellenden Behörde ſofort dem Reſſortminiſter Mitteilung zu machen, der 
den Beamten in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzt hat. Sofern dies für die verfloſſene 
Zeit nicht geſchehen ſein ſollte, iſt dies umgehend nachzuholen. 

Im Auftrage. 
ZB. 1 1768. I 7928. Frick. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Annahme von Zinsſcheinen durch Staatskaſſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WO, den 9. Juni 1920. 


Der Herr Miniſter der öffentlichen Arbeiten hat durch Erlaß vom 22. November 1919 
(V. 51. 207. 228) angeordnet, daß Zinsſcheine der Reichskriegsanleihen oder Schatz⸗ 
anweiſungen von den Eiſenbahnkaſſen nicht mehr in Zahlung zu nehmen oder einzulöſen 
ſind. Nach einer Mitteilung des Herrn Reichspoſtminiſters vom 20. März 1920 (III. N. 588) 
hat ſich der Herr Reichsminiſter der Finanzen damit einverftanden erklärt, die Poſtanſtalten 
von der Verpflichtung zur Einlöſung der Zinsſcheine von Reichskriegsanleihen und der 
während des Krieges ausgegebenen Reichsſchatzanweiſungen ſowie von der Berechtigung 
zur Annahme fälliger Zinsſcheine von Schuldverſchreibungen des Deutſchen Reichs oder 
eines deutſchen Bundesſtaats, von deutſchen Schutzgebietsauleihen und von Stammaktien 
und Prioritäts⸗Obligationen der Staatseiſenbahnen in Zukunft zu entbinden. Im Hinblick 
hierauf und auf die durch die Verordnung über Maßnahmen gegen die Kapitalflucht vom 
24. Oktober 1919 (RGBl. S. 820) eingetretenen veränderten Verhältniſſe ſehe ich mich 
veranlaßt anzuordnen, daß die mir unterftellten ſtaatlichen Kaſſen ebenfalls keine Zins⸗ 
ſcheine der Reichsanleihen, der Reichsſchatzanweiſungen und der deutſchen Schutzgebiets⸗ 
anleihen mehr anzunehmen und einzulöſen haben, alſo auch dann nicht, wenn ein vom 
Finanzamt beſtätigtes, die betreffende Stücknummer enthaltendes Verzeichnis vorgelegt 
wird ($ 3 der Verordnung vom 24. Oktober 1919). 

Für Zinsſcheine von preußiſchen Staatsanleihen uſw. bleibt es bei den jetzt 
geltenden Vorſchriften. 

Im Auftrage. 

25. 1 1590. — I 7611. Frick. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Zinsſcheine der bei Staatskaſſen verwahrten Staatsanleihepapiere. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 10. Juni 1920. 

Nach Nr. 8 Abſ. 30 der vorläufigen Vollzugsanweiſung zum Kapitalertragsſteuergeſetz 
iſt bei Zinſen, die deshalb von der Steuer befreit ſind, weil zur Zeit der Fälligkeit Gläubiger 
und Schuldner die gleichen Perſonen ſind, die Steuer nicht abzuführen, im übrigen aber 
dem zuſtändigen Finanzamt der Sachverhalt darzulegen. 

Die Kaſſen, die dem Staate gehörende Staatsanleihepapiere verwahren, haben daher 
die von ihnen einzulöſenden Zinsſcheine dieſer Papiere jedesmal zum Fälligkeitstage 
beſonders mit einem unterſchriebenen Verzeichnis der Fonds und der Kapitalien, von denen 
die Zinsſcheine fällig geworden ſind, an die Staatsſchuldentilgungskaſſe abzuliefern. 

Im Auftrage. 
ZB. 1 1939. — I 7698. Frick. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


W. 
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Einziehung der Silbermünzen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 10. Juni 1920. 


Durch Verordnung der Reichsregierung vom 13. April 1920 (RGBl. S. 521) iſt die 
Einziehung und Außerkursſetzung der Reichsſilbermünzen mit einer Friſt zur Einlöſung bei 
den Reichs⸗ und Landeskaſſen bis zum 1. Januar 1921 beſchloſſen. 

Die unterſtellten Kaſſen ſind deshalb anzuweiſen, die vorhandenen und innerhalb der 
obigen Friſt eingelöſten Silbermünzen in gleicher Weiſe wie nicht mehr umlaufsfähige 
Reichsmünzen dem Münzmetalldepot des Reichs bei der hieſigen preußiſchen Münze zuzu⸗ 
führen. Auch iſt wegen Veröffentlichung der Verordnung durch Abdruck in den Amts⸗ 
blättern, den Kreisblättern und den ſonſtigen zu den amtlichen Bekanntmachungen der 
unteren Verwaltungsbehörden dienenden Tageszeitungen alsbald das Erforderliche zu ver⸗ 
anlaſſen. 

Im Auftrage. 
BB. 1 2075. — 1 7699. Frick. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Kriegsteuerungszulagen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin 2 9, den 11. Jun 1920. 

Für die Gewährung der laufenden Kriegsteuerungszulagen nach dem Runderlaſſe vom 
4. März 1919 (mitgeteilt durch Runderlaß vom 12. März v. Is., HMB. S. 64) werden 
rückwirkend vom 1. Oktober 1919 ab mit den Orten der Ortsklaſſe A des Wohnungsgeld⸗ 
zuſchußtarifs noch folgende Orte gleichgeſtellt: 


im Regierungsbezirk Stade: 


die Orte Burgdamm, Leſum, Platienwerbe, Stubben, Schönebeck, St. Magnus, Grohn, 
Aumund, Hammersbeck, Blumenthal, Neu⸗Rönnebeck, Farge, Rekum, Neuenkirchen (Unterweſ.) 
und Vorbruch im Kreiſe Blumenthal; 


im Regierungsbezirt Osnabrück: 
Stadt Osnabrück. 
Ferner werden gleichfalls mit Wirkung vom 1. Oktober 1919 ab in das Verzeichnis 
derjenigen Bezirke und Orte, die als „teuere Orte“ im Sinne der Vorſchriften über die 
Gewährung von Kriegsteuerungszulagen zu behandeln ſind, noch folgende Orte aufgenommen: 


im Regierungsbezirk Potsdam: 
Stadt Kyritz; 
im Regierungsbezirk Stralſund: 
alle Orte der Inſel Rügen, ſoweit ſie ſich bisher nicht in der Teuerungsklaſſe b befinden; 


im Regierungsbezirk Breslau: 
Gemeinde Plottnitz (Kreis Frankenſtein); 


im Regierungsbezirk Liegnitz: 
Gemeinde Schlauroth (Landkreis Görlitz), Gemeinde Tormersdorf (Landkreis Rothenburg⸗Lauſ.); 


im Regierungsbezirk Magdeburg: 
Ort Hohendodeleben (Kreis Wanzleben), Gemeinde Hötensleben (Kreis Neuhaldensleben), 
Domänenfiskaliſcher Gutsbezirk Athensleben (Kreis Calbe); 


im Regierungsbezirk Schleswig: 
die Städte Bredſtedt und Garding, die Landgemeinden Garding, Arrild, Scherrebek, 
Spandet, Bröns, Quiſtrup (Kreis Hadersleben), Jordkirch (Kreis Apenrade), Thesdorf, 
Eſingen, Quickborn (Kreis Pinneberg), Mehlby, Weibek (Landkreis Flensburg), Kirchſpiel 
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Tönning, Koldenbüttel (Kreis Eiderſtedt), die Ortſchaften Rödemis (Kreis Huſum), Bruns⸗ 
büttel (Kreis Süderdithmarſchen). 

Ich erſuche, hiernach das Weitere für den Bereich der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung 
zu veranlaſſen. 


2B. IJ 2127. 


Im Auftrage. 
Frick. 


An die beteiligten Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 


Vergütungen für außerhalb des 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


A. Für die Beamte 
halb ihres Wohnorts bei 


wird folgendes beſtimmt: 


J. Vom 1. Januar 
Für planmäßige und außerplanmäßige 
Beſtimmung unter Nr. 5 des 


1. 


Wohnorts beſchäftigte Beamte. Tagegelder bei 
Dienſtreiſen. 


Berlin W 9, den 14. Juni 1920. 


n der Handels- und Gewerbeverwaltung, die vorübergehend außer⸗ 
einer Provinzial⸗ oder nachgeordneten Behörde beſchäftigt werden, 


1920 ab ſind nachſtehende Tagegelder zu zahlen: 


Beamte mit Familie im Sinne der 
Runderlaſſes des Herrn Finanzminiſters und des 


Herrn Miniſters des Innern vom 4. Mai 1877 (MBl. f. d. i. V. S. 112), die 
unter der Beibehaltung ihres bisherigen Haushalts an ihrem dienſtlichen Wohnſitz 
gezwungen ſind, von ihren Familien getrennt zu leben und zwar für die im 


§ 1 des Reiſekoſteng 


eſetzes genannten Beamten unter 


II 5 45 , 
III 35 
IV 30 ⸗ 
V. 25 
VI 20 
Me 15 ⸗ 
9, Im übrigen für planmäßige Beamte: 
E 38 M, 
III 30 = 
IV 25 
V 20 = 
VI 15 » 
VII 10 ⸗ 


Dauert eine ſolche Beſchäftigung länger als zwei Monate, ſo ſind vom 


Beginne des dritten Monats ab di 


II 


Tagegelder zu 2 wie ſolgt zu bemeſſen: 
20 J, 
18 = 
15 > 
12 
9 
Tas: 


Außerplanmäßige Beamte ohne Familie ſind bei Beſchäftigung außerhalb ihres 


dienſtlichen Wohnorts nach den bisherigen Grundſätzen zu entſchädigen. 


Auf Grund des 8 8 des Reichskoſtengeſetzes vom 26. Juli 1910 in Verbindung 


mit 8 22 der Ausführungsbeſtimmungen. des Staatsminiſteriums vom 24. Sep⸗ 
tember 1910 (Geſetzſamml. S. 269) find bei mehrtägigen Dienſtreiſen der 
Beamten, die vorübergehend außerhalb ihres Wohnorts beſchäftigt werden, mit 
Wirkung vom 1. April d. J. ab ein Drittel der unter Al, 1 und 2 vorgeſehenen 
Tagegeldſätze auf die bei Dienſtreiſen zuſtehenden Tagegelder anzurechnen. Dieſe 
Beſtimmung hat auch auf die Beamten, die eine Wohuungsnotbeihilfe nach dem 


Runderlaſſe vom 3. Januar 1920, ZBI 2029, 
2. Dezember 1919, 1 14020) oder Rückbleibegeld nach 
25. Januar 1920 (ZBI 18) beziehen, 


(für die Bergbehörden vom 
dem Runderlaſſe vom 


ſinngemäße Anwendung zu finden. 


Bei eintägigen Dienſtreiſen findet keine Anrechnung ſtatt. 


— 
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II. Die außerhalb ihres dienftlichen Wohnorts beſchäftigten Beamten, die täglich 
von ihrem Beſchäftigungsorte nach ihrem bisherigen Dienſtorte zu ihren Familien fahren, 
erhalten neben den Auslagen für die Fahrkarte (g. f. Monatskarte) zur Beſtreitung der 
Mehrkoſten der Verpflegung und der Bekleidung einen Zuſchuß bis zu 5 „ täglich. Bei 
Bemeſſung der Höhe dieſes Zuſchuſſes iſt zu berückſichtigen, inwieweit der Beamte infolge 
ſeiner auswärtigen Beſchäftigung verhindert iſt, die Mahlzeiten zu Hauſe einzunehmen. 

III. Wo infolge der vorſtehenden Regelung ſich im einzelnen Falle Härten ergeben 
würden, iſt zu ihrem Ausgleich eine beſondere Feſtſetzung des Tagegeldes unter näherer 
Begründung bei mir zu beantragen. 

IV. Wegen der Erſtattung der während der Urlaubszeit für die Wohnung am Be⸗ 
ſchäftigungsort erwachſenden tatſächlichen Auslagen findet die Rundverfügung vom 8. Sep⸗ 
tember 1919 (HMBl. S. 239) ſinngemäße Auwendung. 

V. Soweit auf Grund von Sonderbeſtimmungen höhere Tagegelder gewährt ſind, 
wird von einer Rückforderung der zuviel erhaltenen Beträge abgeſehen. 

B. Im Anſchluß an den Runderlaß des Herrn Finanzminiſters vom 28. Januar 1920 
— mitgeteilt durch Rundverfügung vom 14. Februar 1920 (HM Bl. S. 50) — wird ge⸗ 
nehmigt, daß den Beamten bei Dienſtreiſen, die an demſelben Tage angetreten und be⸗ 
endet werden, mit Wirkung vom 1. April 1920 ab bis auf weiteres an Stelle der bis⸗ 
herigen Entſchädigung beſondere Zuſchläge zu den geſetzlichen Tagegeldern bewilligt werden, 
die mit dieſen zuſammen folgende Beträge nicht überſchreiten dürfen: 

bei den im §1 des Reiſekoſtengeſetzes genannten Beamten unter 


PCC 
i En EN 
ECT 
F!!! 
r EHER. 
In Vertretung. 
e Sun,AE3: Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Amtsbezeichnungen der Beamten und Lehrer der Handels- und Gewerbeverwaltung. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 15. Juni 1920, 


Anbei überſende ich eine Zuſammenſtellung der von jetzt ab für Beamte und Lehrer 
der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung gültigen Amtsbezeichnungen mit dem Erſuchen, 
dieſe Bezeichnungen fortan anzuwenden und die Beamten entſprechend zu verſtändigen. 

„Titel, insbeſondere ſogenannte Altersbezeichnungen werden in Zukunft nicht mehr 
verliehen. Der Beamte führt nur eine Amtsbezeichnung, die ſich nicht ändert, ſolange er 
in derſelben Dienſtſtelle und derſelben Beſoldungsgruppe bleibt. 

ö Bisher verliehene Titel, insbeſondere der Rats- und Geheimratstitel, und zwar gleich⸗ 
gültig, ob mit ihrer Verleihung eine Erhöhung des Amtsranges oder nur des perſönlichen 
Ranges verbunden war, können indes von den Beliehenen neben ihrer aus der Anlage 
erſichtlichen Amtsbezeichnung, auch im amtlichen Verkehre, weitergeführt werden. 

Neue Beſtallungsurkunden ſind für diejenigen Beamten, deren Amtsbezeichnung ſich 
gegenüber der bisherigen ändert, abgeſehen vom Falle der Beförderung, nicht auszuſtellen. 

Weibliche Beamte erhalten, ſofern für ſie nicht beſondere Amtsbezeichnungen vor⸗ 


geſehen find (wie z. B. Gewerbeinſpektionsaſſiſtentinnen, Handels⸗(Gewerbe⸗) lehrerinnen), 
dieſelbe Amtsbezeichnung wie die männlichen Beamten. 


In Vertretung 
ZB, 1 2189. Dönhoff. 


An die der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


Anlage. 


178 


Zuſammenſtellung 
der von jetzt ab für Beamte und Lehrer der Handels- und Gewerbe⸗ 


verwaltung gültigen Amtsbezeichnungen. 


Des Haus⸗ Bisherige Amtsbezeichnung, 
halts Jetzige Amtsbezeichnung ſoweit ſie von der Angabe Bemerkungen 
Kap. Tit. in Spalte 2 abweicht 
1 2 3 4 
Miniſterium. 
67 | 1 [Miniſter 
Staatsſekretär Unterſtaatsſekretär 
Miniſterialdirektoren 
Miniſterialräte vortragende Räte 
Miniſterialbürodirektor Bürodirektor 
Oberregierungsrat als Hilfs⸗ In der Beſoldungsordnung 
referent im Miniſterium vorgeſehene neue Stelle. 
Regierungsrat als Hilfs⸗ In der Beſoldungsordnung 
referent im Miniſterium See 
Miniſterialſekretär als Büro- | Bürovorfteher 
vorſteher 
Miniſterialſekretäre Geheime expedierende Sekre⸗ 
2 täre und Kalkulatoren ſo⸗ 
wie Geheime Regiſtratoren. 
Miniſterial⸗Bibliothekar desgl. 
Kanzleidirektor beim Mi⸗ [Geheimer Kanzleidirektor 
niſterium 
Miniſterial⸗Kanzleiinſpektor. Ju der Beſoldungsordnung 
vorgeſehene gehobene 
Stelle. 
Miniſterial⸗Kanzleioberſekre⸗ desgl. 
täre 
Miniſterial⸗Kanzleiſekretäre [Geheime Kanzleiſekretäre 
Botenmeiſter beim Mi⸗ 
niſterium 
Hausinſpektor beim Mi⸗ Kaſtellan In der Beſoldungsordmmg 
niſterium Gee gehobene 
Miniſterial⸗Amtsober⸗ In der Beſoldungsordnung 
gehilfen 1 gehobene 
Miniſterial⸗Amtsgehilfen Geheime Kanzleidiener . 
Handels⸗ und Gewerbeverwaltung. 
68 | 1 [Hafeninſpektoren 
Hafenpolizeioberſekretäre Hafenpolizeiſekretäre 
Hafenmeiſter 
Hafenpolizeibüroaſſiſtenten 
Schiffahrtspolizeioberwacht⸗ 
meiſter 5 5 
i izeibü = In der Beſoldungsordnun 
F J be hene Kr 8 
Schiffahrtspolizeiwacht⸗ 8 
meiſter 
Amtsgehilfen bei Hafenpoli⸗ Boten 
zeibehörden 


. —Ü³Pö . ˙ . 


Des Haus⸗ 


halts 


Kap. Tit. 


69 


2 


3a 


3b 


30e 


da 
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Jetzige Amtsbezeichnung 


2 


Lotſenkommandeure 
Seeoberlotſen 


Binnenoberlotſe 

Seelotſen 

Binnenlotſen 

Regierungs⸗ und Gewerbe⸗ 
rate 

Gewerberäte 


Gewerbeinſpektionsaſſiſten⸗ 
tinnen 

Obereichungsdirektor in 
Berlin 


Eichungsdirektoren 
Eichungsinſpektoren 


Eichungsrentmeiſter 
Eichungsoberſekretäre 


Obereichmeiſter 


Eichungsſekretäre 
Eichmeiſter 
Eichoberwart 


Eichwarte 
Beſchußmeiſter 
Beſchußmeiſteraſſiſtent 
Staatskommiſſar bei 
Berliner Börſe 
Oberſekretär 
Kanzleiaſſiſtent 
Amtsgehilfe 
Regierungs⸗Oberingenieur 
bei den Wanderkurſen für 
Heizer und Maſchiniſten 
Werkmeiſter als Lehrheizer 
Regierungs⸗ und Gewerbe⸗ 
ſchulräte 


der 


Bisherige Amtsbezeichnung, 


ſoweit ſie von der Angabe Bemerkungen 
in Spalte 2 abweicht 
3 4 3 


Seeoberlotſen und Lotſen⸗ 
amtsaſſiſtenten 


Gewerbeinſpektoren 


Eichungsinſpektoren 

Obereichmeiſter und ferner 
Eichamtsvorſteher in 
Frankfurt a. M. 

Eichamtsrendant 


Eichamtsſekretäre 


Unterbeamte bei Eichämtern 


Bürobeamter 
Kanzliſt 
Unterbeamter 
Lehrer 


Gewerbliches Unterrichtsweſen. 


Seefahrtſchulen: 
Seefahrtſchuldirektoren 
Seefahrtlehrer 
Seefahrtvorſchullehrer 
Hausmeiſter 


Seefahrtſchullehrer 
Schuldiener 


In der Beſoldungsordnung 
als „Vorſtände von Ge⸗ 
werbeaufſichtsämtern“ 
aufgeführt. 


In der Beſoldungsordnung 
vorgeſehene gehobene 
Stellen. 


In der Beſoldungsordnung 
führen dieſe Stellen die 
Amtsbezeichnung „Ober⸗ 
eichmeiſter“. 


In der Beſoldungsordnung 
vorgeſehene gehobene 
Stelle 


desgl. Die Stellen ſind in 
der Beſoldungsordnung 
als „Eichamtsvorſteher“ 
aufgeführt. 


In der Beſoldungsordnung 
vorgeſehene gehobene 
Stelle. 
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Des Haus⸗ Bisherige Amtsbezeichnung, 
halts Jetzige Amtsbezeichnung ſoweit ſie von der Angabe Bemerkungen 
Kap. Tit. in Spalte 2 abweicht 
1 3 Ar 4 


69 1a Baugewerkſchulen: 


Direktoren 

Studienräte Oberlehrer In der Beſoldungsordnung 
als „Oberlehrer“ auf⸗ 
geführt. 

Lehrer 

Hausmeiſter Schuldiener 

1b | Maſchinenbau⸗ und ſonſtige Fachſchulen für 
Metallinduſtrie ſowie Schiffsingenieur- und 
Seemaſchiniſtenſchulen: 

Direktoren 

Studienräte Oberlehrer In der Beſoldungsordnung 
als „Oberlehrer“ auf⸗ 
geführt. 

Lehrer Techniſche Lehrer und Lehrer 

Sekretäre und Rechnungs⸗ 

führer 
Werkmeiſter 
Hausmeiſter Schuldiener 
16] Kunſtgewerbe⸗, Handwerker- und gleichartige 
Fachſchulen: 

Direktoren 

Studienräte Oberlehrer an der bisherigen Ge⸗ 
werbeſchule in Thorn. 
In der Beſoldungsord⸗ 
nung als „Oberlehrer“ 
aufgeführt. 

Oberlehrer Kunſtgewerbliche und tech⸗ 


niſche Lehrer 
Leiterin der bisherigen Haus⸗ 
haltungsſchule in Thorn 
Handels⸗(Gewerbe⸗)lehre⸗ Haushaltungslehrerinnen an der bisherigen Ge⸗ 
rinnen werbeſchule in Thorn. 
Sekretäre und Rechnungs⸗ 
führer 
Scheibenmodelleur 
Werkmeiſter Meiſter 
Pedell 
Hausmeiſter Schuldiener 


140 Handels- und Gewerbeſchule für Mädchen mit 
Lehrerinnenbildungsanſtalten: 


Direktorinnen Vorſteherinnen 
Penſionatsvorſteherin 

Handels⸗(Gewerbe⸗) lehre. Lehrerinnen 
rinnen 8 

Sekretäre und Rechnungs⸗ 

führer 

Hausmeiſter Schuldiener 
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Des Haus: Bisherige Amtsbezeichnung, 


halts Jetzige Amtsbezeichnung ſoweit ſie von der Angabe Bemerkungen 
Kap. Tit. in Spalte 2 abweicht 
* Keen 2 ET 3 E * 4 
Porzellanmanufaktur. 


69 4a 1 [Direktor 
Künſtleriſcher Direktor 
Vorſteher der Techniſchen 
Abteilung 
Chemiker der chemiſch⸗tech⸗ 
niſchen Verſuchsanſtalt 
Betriebschemiker 
Verkaufsvorſteher 
Modellmeiſter 
Malereivorſteher 
| Vorſteher des Direftions- | Direftiongfefretär, Regijtra- | In der Beſoldungsordnung 
büros tor und Kalkulator S gehobene 


Rechnungsreviſor 
Verkaufsbeamte 

Kaſſierer und Hauptbuch⸗ 
halter 

Buchhalter 
Magazinverwalter 
Obermaler 

1 Lehrer für Zeichnen und 
Malen 

Hausiuſpektor und Materia⸗ 
lienverwalter 
Kaſſengehilfe Kaſſendiener 


Landesgewerbeamt. 


69b 1 [Landesgewerberäte 

Oberſekretär als Bürovor⸗ In der Beſoldungsordnung 

vorſteher beim Landes- vorgeſehene gehobene 
Stelle. 

gewerbeamt 

Oberſekretäre Sekretäre 

Kanzleiaſſiſtenten Kanzliſten 

Amtsgehilfe Bote 


Dienſtwohnungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W, den 16. Juni 1920. 


Mit Rückſicht auf die allerorts bereits vorgenommene oder doch mit Sicherheit zu 
erwartende Erhöhung der Ortstarife über Waſſergeld iſt eine Erhöhung der feſten Jahres⸗ 
beträge angezeigt, die nach Abſchnitt A des Runderlaſſes des Herrn Miniſters der öffent⸗ 
lichen Arbeiten vom 25. Januar 1909 (mitgeteilt durch Runderlaß vom 22. Februar 1909, 
HMBl. S. 107, für die Bergbehörden durch Runderlaß vom 16. März 1909, I 1274) 
von Dienſtwohnungsinhabern für Waſſerentnahme zu entrichten ſind. Die Jahresbeträge 
dieſer Art werden daher, mit Wirkung vom 1. April d. J. ab, auf das Doppelte ihrer 
bisherigen Höhe feſtgeſetzt. 

Ich erſuche, hiernach für den Bereich meiner Verwaltung ſofort das Weitere zu veranlaſſen. 

Im Auftrage. 
ZB. 11794. I 7717. Frick. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage 
ao 
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Abzug der Einkommenſteuer vom Arbeitslohne. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 19. Juni 1920. 


Ich überſende den Abdruck der Rundverfügung des Herrn Finanzminiſters vom 
11. Juni d. Is., betreffend die Erhebung der Einkommenſteuer durch Abzug vom Arbeits⸗ 
lohn für das Rechnungsjahr 1920, mit dem Erſuchen, hiernach auch in meinem Geſchäfts⸗ 
bereiche zu verfahren. 
F Im Auftrage. 
ZB. 12271. 1 7976. Frick. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


Der Finanzminiſter. Berlin C2, den 11. Juni 1920. 


1. Nach 88 1, 2 der Beſtimmungen über die vorläufige Erhebung der Einkommen⸗ 
ſteuer durch Abzug vom Arbeitslohne für das Rechnungsjahr 1920 (1. April 1920 bis 
31. März 1921), die im Zentralblatt für das Deutſche Reich veröffentlicht worden ſind 
(N. 27 vom 4. Juni 1920), hat jeder Arbeitgeber bei der Lohnzahlung zehn vom Hundert 
des Arbeitslohns zu Laſten des Arbeitnehmers einzubehalten. 

Soweit die Auszahlung des Arbeitslohns aus einer öffentlichen Kaſſe erfolgt, gilt 
die auszahlende Kaſſe als Arbeitgeber im Sinne der angezogenen Beſtimmungen. 

Als Arbeitslohn gilt unter anderem jede in Geld oder Geldeswert bewirkte ein⸗ 
malige oder wiederkehrende Vergütung für Arbeitsleiſtungen, insbeſondere Gehälter, Be⸗ 
ſoldungen, Löhne, Gratifikationen oder unter ſonſtiger Benennung gewährte Bezüge der in 
öffentlichem oder privatem Dienſt angeſtellten oder beſchäftigten Perſonen, Wartegelder, 
Ruhegehälter uſw. für frühere Dienſtleiſtungen oder Berufstätigkeit. 

Was nicht als Lohn zu gelten hat, iſt aus § 2 Abſatz 2 der obenbezeichneten Be⸗ 
ſtimmungen und aus § 34 des Einkommenſteuergeſetzes vom 29. März 1920 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 359) zu erſehen. Die aus öffentlichen Kaſſen gewährten Aufwandsentſchädigungen, 
Tagegelder und Reiſekoſten bleiben hiernach gleichfalls außer Berechnung. 

Der einzubehaltende Betrag iſt, wenn die Lohnzahlungen für eine Woche oder für 
einen längeren Zeitraum erfolgt, auf volle Mark nach unten abzurunden, in allen übrigen 
Fällen iſt der einzubehaltende Betrag auf volle 10 Pfennig nach unten abzurunden. 

2. Die Einzahlung des nach Ziffer 1 einbehaltenen Betrags hat vom 25. Juni 1920 
ab durch die auszahlende Kaſſe durch Überweiſung auf das Poſtſcheck⸗ oder Bankkonto bei 
der Steuerhebeſtelle zu erfolgen, die für die Entrichtung der von dem Arbeitnehmer zu 
entrichtenden Einkommenſteuer zuſtändig iſt. 

Durch dieſe Anordnung wird insbeſondere vermieden, daß für die Beamten und Be⸗ 
dienſteten des Finanzminiſteriums Steuerkarten ausgeſtellt und Steuermarken verwendet 
werden müſſen. 

3. Die Kaffe hat innerhalb der im § 13 der angezogenen Beſtimmungen vorge⸗ 
ſchriebenen Friſt neben der zu bewirkenden Einzahlung auch die dort angeordnete Nach⸗ 
weiſung anzufertigen und an die zuſtändige Steuerhebeſtelle abzuſenden. Die Spalten 2 
und 3 (Name, Vorname, Stand, Wohnort, Straße und Hausnummer) und 5 (letzte 
Steuernummer uſw.) der Nachweiſung ſind auf Grund der Angaben des Arbeitnehmers 
auszufüllen. 

4. Die für die Einbehaltung von Arbeitslohn in Betracht kommenden Perſonen 
haben im Hinblick auf vorſtehende Ziffer 3 das nachſtehende Formular zu einer Mit- 
teilung, betreffend ihre zuſtändige Steuerhebeſtelle, die Namen, den Stand, Wohnort, 
die Straße, Hausnummer und letzte Steuernummer uſw. deutlich und vollſtändig aus⸗ 
gefüllt und vollzogen der für ſie zuſtändigen Kaſſe bis zum 20. Juni 1920 
zuzuſtellen. 

Die nach dieſem Zeitpunkt Eintretenden haben der Kaſſe alsbald nach ihrem Eintritt 
die gleichen Angaben ſchriftlich zu machen. 

Später eintretende Anderungen hinſichtlich der eigenen Wohnung und Steuernummer 
oder der Anſchrift der zuſtändigen Steuerhebeſtelle ſind von ſämtlichen im Geſchäftsbereiche 
der Kaſſe beſchäftigten Perſonen unaufgefordert ſobald als tunlich der Kaſſe mitzuteilen. 
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Verſpätete oder unvollſtändige Mitteilungen gefährden die glatte und 
reibungsloſe Zahlung oder Überweiſung der Gebührniſſe der in Betracht kom— 
menden ſäumigen Perſonen. 

5. Die im $ 14 der eingangs angeführten Beſtimmungen bezeichnete Beſcheinigung 
hat die Kaſſe auf Verlangen des Arbeitnehmers auszuſtellen und zu vollziehen. 

Der in der Kaſſe die Zahlung oder Überweiſung der Bezüge bewirkende Beamte oder 
ſein Vertreter haftet dem Reiche für die Einbehaltung und Entrichtung des in Ziffer 1 be⸗ 
ſtimmten Betrags neben dem Arbeitnehmer als Geſamtſchuldner. 

6. Die im § 40 des Einkommenſteuergeſetzes vorgeſchriebene Mitteilung an das 
Finanzamt über Namen, Stellung und Wohnung ſowie das Berufseinkommen der ſeit 
länger als 2 Monaten im dortigen Geſchäftsbereiche beſchäftigten Perſonen hat die Kaſſe 
herbeizuführen. 

7. Die Kaſſe hat über die einbehaltenen und über die an die Steuerhebeſtelle ab⸗ 
geführten Steuerbeträge eine Sonderliſte zu führen, aus der neben dem Namen, Vornamen, 
Stand, Wohnort, Straße und Hausnummer, der Steuernummer des Arbeitnehmers, der 
Steuerhebeſtelle und des jeweilig gezahlten Berufseinkommens die im Laufe des Rechnungs⸗ 
jahrs für jeden Steuerpflichtigen einbehaltenen und abgeführten einzelnen Steuerbeträge 
jederzeit, überſichtlich zuſammengeſtellt, zu erſehen ſein müſſen. 

In den Empfangsbeſcheinigungen der Beamten und Angeſtellten über die ihnen zu⸗ 
ſtehenden Gehälter und Löhne und in der Haushaltsrechnung haben die einbehaltenen 
Steuerbeträge nicht in die Erſcheinung zu treten. 

II 6267. 


An die nachgeordneten Behörden. 


(Abzuſchneiden und an die Kaſſe einzufenden.) 


r FA Ne. le ae Sinner a N a 
Leier ee EN Rn a. 
Stalden „„ 7 C Re 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Handelskammer in Tilſit. 


Durch Erlaß vom 15. Juni d. J. iſt die Umwandlung des Vorſteheramts der Korporation 
der Kaufmannſchaft zu Tilſit in eine Handelskammer mit dem Sitze in Tilſit genehmigt 
worden. Sie führt den Namen „Handelskammer zu Tilſit (für das Stromgebiet der Memel)“. 
Ihr Bezirk umfaßt die Kreiſe Tilſtt⸗Stadt, Tilſit⸗Land, Ragnit und Niederung. Die Zahl 
der Mitglieder iſt auf 15 feſtgeſetzt worden. Die Konſtituierung der neuen Handelskammer 
wird demnächſt erfolgen. 

ILa. 4456. 


2. Handelsverkehr. 
Erſatzwertzeichen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W ö, den 16. Juni 1920. 


Da die herrſchende Knappheit an kleinen Zahlungsmitteln trotz der verſtärkten Neu⸗ 
ausprägung von 50, 10- und 5⸗Pfennigſtücken bisher nicht hat behoben werden können, 
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wird die Neuausgabe von Erſatzwertzeichen für 50 Pfg. und kleinere Beträge und die 
Verlängerung der Umlaufsfriſt ſolcher Erſatzwertzeichen auch fernerhin in dringenden Fällen 
zugelaſſen werden müſſen. 

Es werden daher unter Aufhebung des Runderlaſſes vom 31. Oktober 1919 
(SMBl. S. 307) die Beſtimmungen des Runderlaſſes vom 2. April 1919 (SHMBl. 
S. 128) wieder in Kraft geſetzt. Hiernach iſt über die Anträge, ſoweit ſie größere 
Gemeinden betreffen, von dort aus zu eutſcheiden; über andere Anträge, insbeſondere auch 
ſolche auf Ausgabe von Erſatzwertzeichen durch einzelne Betriebe, behalten wir uns die 
Entſcheidung auch weiterhin vor. Die Umlaufsfriſt iſt zunächſt auf den 31. Dezember d. J. 
zu beſchränken. 

Für die Ausgabe der Erſatzwertzeichen kann, worauf hinzuweiſen Veraulaſſung vor⸗ 
liegt, die Form von Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, in denen die Zahlung einer 
beſtimmten Geldſumme verſprochen iſt, nicht in Frage kommen, da hierzu gemäß 8 795 
BGB. die ſtaatliche Genehmigung erforderlich iſt. Dieſe wird zur Ausgabe von Erſatz⸗ 
wertzeichen grundſätzlich nicht erteilt. Der Ausgabe in der Form von Inhaberzeichen 
(8 807 BGB.) ſtehen Bedenken nicht entgegen. Werden die Erſatzwertzeichen aus Metall 
hergeſtellt, fo iſt die Bekanntmachung, betreffend den Erlaß münzpolizeilicher Vorſchriften, 
vom 23. Juni 1910 (RGBl. S. 909) zu beachten. 

Von jeder Zulaſſung von Erſatzwertzeichen wollen Sie mir, dem Miniſter für Handel 
und Gewerbe, unter Angabe des Geſamtbetrags und der Stückelung der Wertzeichen An⸗ 
zeige erſtatten. 


Zugleich für das Miniſterium des Innern und das Finanzminiſterium. 


Das Miniſterium für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Neuhaus. 
IIa 4016. M. f. H. — Ib 656. M. d. J. — I 14555. F. M. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und den 
Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


Erſatzwertzeichen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin 9, den 24. Juni 1920. 


Zur Ausgabe von Erſatzwertzeichen kann ſchon im Hinblick auf die Münzhoheit des 
Reichs durch die Landesbehörden eine förmliche Genehmigung nicht erteilt werden. Nach 
der hier ſtets beobachteten Praxis kommt auch beim Vorliegen eines Notſtandes eine Zu⸗ 
laſſung nur in dem Sinne in Frage, daß der Ausgabe ſolcher Wertzeichen für einen 
begrenzten Bezirk oder Perſonenkreis bei Einhaltung der geſetzlichen Beſtimmungen (vergl. 
insbeſondere 88 795 und 807 BGB. und die Bekauntmachung, betreffend den Erlaß münz⸗ 
polizeilicher Vorſchriften vom 23. Juni 1910, RGBl. S. 909) auf Grund der polizeilichen 
Befugniſſe der Landesbehörden nicht entgegengetreten wird. 

Im Auftrage. 
IIa 4007. Bail. 


An die Aktiengeſellſchaft N. in N. 


Ausgabe von Vorzugsaktien. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 23. Juni 1920. 

Der Gefahr, die der Selbſtändigkeit deutſcher Unternehmungen dadurch droht, daß 
ausländiſches Kapital unter Ausnutzung des ſchlechten Standes unſerer Valuta durch Auf⸗ 
kauf von Aktienmehrheiten Einfluß auf deutſche Unternehmungen zu gewinnen ſucht, iſt von 
einer Reihe von Geſellſchaften durch Ausgabe von Vorzugsaktien mit mehrfachem Stimm⸗ 
recht entgegengetreten worden. Bei der Ausſtattung der Vorzugsaktien mit Vorrechten 
ſind die Geſellſchaften zunächſt im allgemeinen bemüht geweſen, nicht über das Maß deſſen 
hinauszugehen, was zur Erreichung des angeſtrebten Zieles notwendig erſchien. Vielfach 
iſt durch Verpflichtungserklärungen der die Vorzugsaktien übernehmenden Konſorten oder 
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durch die Feſtſetzung anderer zweckentſprechender Beſtimmungen Vorſorge zu treffen geſucht 
worden, daß die Ausübung der Rechte aus den Vorzugsaktien auf die Fälle der Abwehr 
des Eindringens ausländiſchen Einfluſſes beſchränkt bleibt und daß die Stammaktionäre 
nicht mehr, als es durch die Zweckbeſtimmung der Vorzugsaktien geboten iſt, in ihren 
Rechten beeinträchtigt werden. Soweit die Gefahr beſteht, daß volkswirtſchaftlich wichtige 
Unternehmungen unter ausländiſchen Einfluß geraten, gibt die Ausgabe von Vorzugsaktien 
bei ausreichenden Sicherungen gegen eine mißbräuchliche Verwendung zu Bedenken keinen 
Anlaß. Anders iſt es aber zu beurteilen, wenn die Überfremdungsgefahr nur als Vorwand 
für die Schaffung von Vorzugsaktien dienen ſoll, um einer Minderheit die Vorherrſchaft 
über ein Unternehmen zu ſichern. Es gewinnt den Anſchein, als ob neuerdings die 
Neigung zur Schaffung von Vorzugsaktien für dieſen Zweck zugenommen hat. Ich erſuche, 
dieſer Frage Beachtung zu ſchenken und mir binnen zwei Monaten zu berichten, ob und 
in welchen Fällen eine mißbräuchliche Ausgabe von Vorzugsaktien beobachtet worden iſt. 
Gegebenenfalls würde einer Prüfung der Frage näher getreten werden müſſen, ob geſetz⸗ 
liche Maßnahmen gegen die Verwendung von Vorzugsaktien zur Entrechtung der übrigen 
Aktionäre geboten ſind. 

IIb 4656. Fiſchbeck. 


An die Handelskammern bzw. Handelsvertretungen zu Königsberg, Berlin, Stettin, Breslau, 
Magdeburg, Halle a. S., Altona, Kiel, Hannover, Geeſtemünde, Harburg, Flensburg, 
Bielefeld, Bochum, Dortmund, Lüdenſcheid, Hanau, Frankfurt a. M., Coblenz, Düſſeldorf, 
Duisburg, Elberfeld, M. Gladbach, Köln, Trier, Aachen. 


3. Schiffahrtsangelegenheiten. 


Nachrichten für Seefahrer. 


In der Bekanntmachung in den „Nachrichten für Seefahrer“ vom 22. Mai d. Is. 
hat der Reichsverkehrsminiſter erſucht, Poſtſendungen mit Beiträgen zu jenen Nachrichten 
unter der Anſchrift: „Reichsverkehrsminiſterium, Waſſerſtraßen⸗Abteilung, in Berlin W 66, 
Wilhelmſtr. 80“ aufzugeben. Telegraphiſche Mitteilungen gehen wie bisher unter: „Nach⸗ 
richten für Seefahrer, Berlin W 66“. Die Behörden werden ſich bei den für die Nachrichten 
für Seefahrer beſtimmten Mitteilungen der gleichen Anſchriften bedienen. Zur Beſchleunigung 
des Geſchäftsverkehrs trägt es bei, wenn jene Mitteilungen, ſoweit Poſtſendungen in Frage 
kommen, in zweifacher Ausfertigung überſandt werden. 

III 7557. 


Preiſe für Seefahrtsbücher. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 18. Juni 1920. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 27. November 1916 (HM Bl. S. 476). 

Nachdem die Reichsdruckerei den Bezugspreis für das Seefahrtsbuch auf 2 „L 40 Pf. 
für das Stück erhöht hat, iſt durch Beſchluß des Reichsrats vom 4. Juni 1920 (8 581 der 
Protokolle) auf Grund der Beſtimmung in § 11 Abſ. 1 der Seemannsordnung vom 2. Juni 
1902 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 175) der Preis des Seefahrtsbuchs mit Wirkung vom 1. Juni 1920 
auf 2 % 40 Pf. feſtgeſetzt worden. 

Demgemäß beſtimme ich unter Abänderung der Ziffer 6 Abſ. 1 der Dienſtanweiſung 
der preußiſchen Muſterungsbehörden vom 21. März 1903 (SHMBl. S. 95), daß die See⸗ 
mannsämter bei Ausfertigung eines Seefahrtsbuchs von dem Schiffmann den Betrag von 
2 K 40 Pf. einzuziehen haben. 

Den Seemannsämtern iſt von den Regierungspräſidenten für Lieferung der Seefahrts⸗ 
bücher der von der Reichsdruckerei feſtgeſetzte Bezugspreis von 2. M 40 Pf. in Rechnung zu ſtellen. 

Ich erſuche, die Seemannsämter des Bezirks hiernach umgehend mit Weiſung zu verſehen. 


Im Auftrage. 
III 8115. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten, 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 


Kehrbezirke. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 10. Juni 1920. 

Bei Feſtſetzung des Alters der Anſtellungsberechtigung der Bewerber um Bezirks⸗ 
ſchornſteinfegerſtellen iſt die Kriegsdienſtzeit ebenſo zu behandeln wie die geſetzliche Militär⸗ 
dienſtzeit. Es iſt alſo entſprechend dem § 14 der Beſtimmungen über die Anſtellung und 
die Pflichten der Bezirksſchornſteinfeger derjenige Teil der Kriegsdienſtzeit, um welchen die 
Meiſterprüfung ſpäter abgelegt werden mußte, in Anrechnung zu bringen. Hinter den Tag 
der Vollendung des 24. Lebensjahrs darf jedoch nicht zurückgegangen werden. 


Zugleich für den Herrn Miniſter des Innern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage. 
III 7594 M. f. H. — IIe 2043 M. d. J. Frick. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


Gewerbebetrieb der Perſonen, die fremde Rechtsangelegenheiten uſw. beſorgen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 10. Juni 1920. 
Im Verfolg des Erlaſſes vom 12. Mai d. Is. (HMBl. S. 134). 

Im zweiten Abſatz der Ziffer 10 der Vorſchriften für den Gewerbetrieb der Per⸗ 
ſonen, die fremde Rechtsangelegenheiten uſw. beſorgen, vom 12. Mai d. Is. iſt der zweite 
Satz zu ſtreichen. 

Im Auftrage. 
III 7776. Frick. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


2. Handwerksangelegenheiten. 


Handwerkskammer in Schneidemühl. 


Der Bezirk der Handwerkskammer in Schneidemühl iſt auf den deutſchbleibenden 
Teil des Kreiſes Frauſtadt ausgedehnt worden. 
IV. 6700. 


Jahresberichte der Handwerkskammern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin g, den 29. Mai 1920. 

Ich teile Ihre Auffaſſung, daß die Herausgabe von alle 14 Tage erſcheinenden Mit⸗ 
teilungen, wie ſie ſeitens der dortigen Handwerkskammer geplant iſt, der Aufſtellung eines 
ordnungsmäßigen Jahresberichts nicht gleichwertig iſt, da in den erſteren hauptſächlich 
Tagesfragen zur Behandlung kommen werden. Ihrem Vorſchlag entſprechend, bin ich 


jedoch im Intereſſe der Koſtenerſparnis damit einverſtanden, daß die Kammer längſtens 
alle drei Jahre einen Bericht herausgibt. 


Im Auftrage. 
IV 3925. Dr. v. Seefeld. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 
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Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin, den 12. Juni 1920. 
Abdruck eines an den Herrn Regierungspräſidenten in N. gerichteten Erlaſſes, betreffend Worſtehend 
die Jahresberichte der Handwerkskammern, überſende ich zur weiteren Veranlaſſung. 
Im Auftrage. 
Iv 3925 l. Dr. v. Seefeld. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 

Vergütung der Beiſitzer der Schlichtungsausſchüſſe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 66, den 18. Juni 1920. 
Der Reichsminiſter der Finanzen. Berlin, den 8. Juni 1920. 

Nach Mitteilung des Herrn Reichsarbeitsminiſters ift die Frage, betreffend 
Beſoldung der Beiſitzer der Schlichtungsausſchüſſe, in dem Geſetzentwurf einer 
Schlichtungsordnung, der ſeiner Fertigſtellung entgegengeht, neu geregelt worden. 
Bis zum Inkrafttreten der Schlichtungsordnung muß es bei den bisherigen 
Beſtimmungen über die Vergütung der Beiſitzer in den Schlichtungsausſchüſſen 
ſein Bewenden behalten. Jedoch will ich mich zur Vermeidung von Härten damit 
einverſtanden erklären, daß den Beiſitzern beim Nachweis des Ausfalls eines 
das zuſtändige Tagegeld überſteigenden Arbeitsverdienſtes der Mehrbetrag aus 
Reichsmitteln erſtattet wird. Soweit die Beſchäftigung des Beiſitzers nicht gegen 
feſten Tagelohn erfolgt, wird der Nachweis des zugrunde zu legenden durch⸗ 
ſchnittlichen Tagesverdienſtes aus der letzten Lohnabrechnung zu entnehmen ſein. 


An das Badiſche Arbeitsminiſterium in Karlsruhe. 


Abdruck überſende ich zur Kenntnisnahme und weiteren Veranlaſſung. 


Im Auftrage. 
III 8072. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


Koſten für die Schlichtungsausſchüſſe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 14. Juui 1920. 
Im Anſchluß an die Erlaſſe vom 29. Juli 1919 (III 2790/1 3816) 
und 24. Dezember 1919 (III 12790 / 14470). 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Reichsminiſter der Finanzen ermächtige ich Sie, 
über die Mittel zur Herſtellung der Einrichtung oder Unterhaltung von Büroräumen für 
die Schlichtungsausſchüſſe bis zu 10 000 M zu verfügen. Werden für den angegebenen 
Zweck höhere Beträge erforderlich, ſo iſt an mich zu berichten. 

Im Auftrage. 
III 7888, v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten (mit Ausnahme von Minden) und den Herrn Ober- 
präſidenten in Charlottenburg. 


Verwendung von Kartuſchbeutelſtoffen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin MO, den 10. Juni 1920. 
Mehrere Unfälle laſſen darauf ſchließen, daß die während des Krieges zur Anfertigung 
von Kartuſchbeuteln im Auftrage der Heeresverwaltung hergeſtellten Gewebe ſpäter in den 
Handel gekommen ſind und u. a. unter der Bezeichnung „Kunſtſeide“ vertrieben werden. 
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Diefe Stoffe verbrennen entſprechend ihrem eigentlichen Verwendungszwecke bei Entzündung, 
ja ſogar ſchon bei Erwärmung überaus heftig, unter Umſtänden explosionsartig. 

In einem Falle ging einem Arbeiter plötzlich, vermutlich durch eine Zigarette, das 
aus derartigem Stoffe gefertigte Hemd in Flammen auf, Der Arbeiter erlag den hierdurch 
erlittenen Brandwunden. In einem anderen Falle explodierte der als Futter zu einem Be⸗ 
kleidungsſtücke verwendete Stoff beim Plätten, woburch großer Sachſchaden verurſacht wurde. 

Wir erſuchen daher, in geeigneter Weiſe auf dieſe Gefahren aufmerkſam zu machen 
und vor dem Ankauf und der Verwendung dieſer fälſchlich als Kunſtſeide bezeichneten 
Kartuſchbeutelſtoffe zu warnen. In Zweifelfällen iſt ein etwa fingerlanges und zwei 
Finger breites Stückchen des Stoffes anzuzün den; Pulvergewebe brennt dann faſt augen⸗ 
blicklich ab. Wegen dieſes ſchnellen Abbrennens iſt der Verſuch abſeits von anderen leicht 
brennbaren Gegenſtänden, inſonderheit von dem auf Lager befindlichen Stücke des Gewebes 
und ſo anzuſtellen, daß das zu verbrennende Gewebeſtückchen nicht zwiſchen den Fingern 
gehalten wird. 

In Ihrer Veröffentlichung erſuchen wir ſchließlich darauf hinzuweiſen, daß Kartufch- 
beutelſtoffe, die bei der Verbrennungsprobe plötzlich verbrennen, Sprengſtoffe ſind, für 
deren Beſitz und Vertrieb ein Sprengſtofferlaubnisſchein nötig iſt (Geſetz gegen den ver⸗ 
brecheriſchen und gemeingefährlichen Gebrauch von Spreugſtoffen vom 9. Juni 1884, 
RG Bl. S. 61), und daß Verſtöße gegen dies Geſetz mindeſtens mit Gefängnis von drei 
Monaten beſtraft werden. 


Zugleich für den Herrn Miniſter des Innern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Anftrage. 
III 5724 1 M. f. H. IIa 1933 M. d. J. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 
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v. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


Fortbildungsſchulen. 
Perſonalbogen für Lehrperſonen an Fortbildungsſchulen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 12. Juni 1920. 
In Abänderung des Erlaſſes vom 15. Februar 1917 (O MBl. S. 78) beſtimme ich, 
daß die Perſonalbogen für die Lehrer und Lehrerinnen an den gewerblichen und kauf⸗ 
männiſchen Fortbildungsſchulen künftig nur nach der endgültigen Anſtellung der betreffenden 
Lehrkräfte einzureichen ſind. 
Im Auftrage. 
IV 5955. Dr. v. Seefeld. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 
und zur Beachtung an die übrigen Herren Regierungspräſidenten. 
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